
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Stadtrates der Stadt Nierstein 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 12.03.2026 
 
in Nierstein, Bürgerhaus Schwabsburg, Laidlebstraße 20 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:50 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Jochen Schmitt Stadtbürgermeister   
Sabine Braun Ratsmitglied ab 19:10 Uhr    
Till Rosinus Ratsmitglied   
Robin Dautermann Ratsmitglied   
Lucia Schenk Ratsmitglied   
Sabine Stock Ratsmitglied   
Luisa Frank Ratsmitglied   
Mario Gebhardt Ratsmitglied   
Matthias Stubbe Ratsmitglied   
Tobias Bieker Ratsmitglied   
Arnd Klein Ratsmitglied   
Hans-Jürgen Schmitt Ratsmitglied   
Dr. Tobias Huff Ratsmitglied   
Thilo Mayer Ratsmitglied   
Michael Krebs Ratsmitglied   
Dr. Stephan Flessa Ratsmitglied   
Ekkehard Huff Ratsmitglied   
Sabine Rieß Ratsmitglied   
Thomas Gehring Ratsmitglied   
Dr. Joachim Allmann Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
Rüdiger Horn Ratsmitglied   
Hans-Joachim Kehl Ratsmitglied   
Carsten Propp Ratsmitglied   
Stefan Raddeck Ratsmitglied   
Daniel Martins Amaral Ratsmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Norbert Engel 1. Beigeordneter   
Michael Sander 2. Beigeordneter   
Peter Krämer 3. Beigeordneter   
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Für die Verwaltung: 
 
Anke Garcia Schriftführung   

 
 
 
 
Die Mitglieder des Stadtrates der Stadt Nierstein sind mit der Einladung vom 05.03.2026 auf 
Donnerstag, 12.03.2026, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. 
Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Stadtrat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
Herr Gehring beantragt die Änderung/Ergänzung der Niederschrift der letzten Sitzung wie 
folgt: 
Ergänzung der Anlage um die Stellungnahme NTT (Email Hans Tan, 03. November 2025) 
betr. Starkregenereignis 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig Ja  
 
 
Der Vorsitzende bittet um Zustimmung zur Änderung der Tagesordnung wie folgt:  
 
Top II Beratung und Beschlussfassung zur Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für die Stadt 
Nierstein für das Haushaltsjahr 2026 – entfällt, da unvollständig.  
 
Abstimmungsergebnis zur Tagesordnung: einstimmig Ja  
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Beratung und Beschlussfassung zur Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für die Stadt 

Nierstein für das Haushaltsjahr 2026 
 

3. Ergänzungswahlen zu den Gemeindeausschüsse 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0020) 
 

4. Beschluss über die Antragsstellung und Teilnahme am Förderantrag Interkommunale 
Zusammenarbeit - Beauftragung eines hydraulisch-ökologischen integrierten Gutachtens 
mit Ausbau-, Pflege- und Unterhaltungskonzept für die Gewässer III. Ordnung 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0025) 
 

5. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz/ 3. Änderung des 
Flächennutzungsplanes 2030 (Jordan's Untermühle);  
Frist: 13.03.2026 
Hier: Beteiligung der Gemeinden, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange an 
der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0013) 
 

6. Stadt Nierstein; Bauleitplanung der Ortsgemeinde Köngernheim; Bebauungsplan: Jordan's 
Untermühle - Nordteil 
Frist: 13.03.2026 
Hier: Beteiligung der Gemeinde, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange an 
der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0014) 
 

7. Stadt Nierstein; Bebauungsplanverfahren "Ober dem langen Rech, 6. Änderung" 
Hier: Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
sowie zur frühzeitigen Unterrichtung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0115) 
 

8. Nierstein; Bauvoranfrage; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Spiegelbergstraße; Flur 14, Flurstück 470/1 und 704/1 
Fristende: 13.04.2026 
bauordnungsrechtliche Abweichung von der Festsetzung zur Dachform bei der Errichtung 
von 1 Tinyhaus als Ferienhaus zur Dauermiete 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0017) 
 

9. Nierstein; Bauantrag und Abweichen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften; Beteiligung 
der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Oberdorfstraße; Flur 1, Flurstück 255/1 
Fristende: 06.04.2026 
Abbruch Bestand und Neubau eines Doppelhauses (Doppelhaus 1 von 2) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0022) 
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10. Nierstein; Bauantrag und Abweichen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften; Beteiligung 
der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Oberdorfstraße; Flur 1, Flurstück 255/1 
Fristende: 06.04.2026 
Abbruch Bestand und Neubau eines Doppelhauses (Doppelhaus 2 von 2) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0023) 
 

11. Städtebauförderung Nierstein; hier: Beschlussfassung über das Honorarangebot für den 
Stadtpark Nierstein LPH 6 - 9 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0019) 
 

12. Lieferung und Montage einer Calisthenicsanlage auf dem Mehrgenerationenplatz in 
Schwabsburg 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0018) 
 

13. Beteiligung an der Kommunalen Energie Rhein-Selz AöR (KERS) 
hier: Umlage für die Kosten der Betriebsführung 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0012) 
 

14. Sitzungsgelder 
Zustimmung zu überplanmäßigen Ausgaben nach § 100 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0005) 
 

15. Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen gemäß § 94 
Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0021) 
 

16. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen 
 

16.1 Durchführung der Entsiegelung des Außenschachbretts in der Gevrey-Chambertin-Anlage 
im Zuge des KfW-Förderprogramms "Natürlicher Klimaschutz in Kommunen" 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0016) 
 

17. Anträge der Fraktionen 
 

17.1 Antrag der NEU-Fraktion - Böllerverbot für die Stadt Nierstein / Schwabsburg 
 

17.2 Antrag der NEU-Fraktion- Packstation in Schwabsburg 
 

17.3 Antrag der NEU-Fraktion - Ladesäulen für die Stadt Nierstein / Schwabsburg 
 

17.4 Antrag der SPD-Fraktion - Zur Petition vom 04.06.2025 
 

18. Mitteilungen 
 

19. Anfragen 
 

Nach dem nichtöffentlichen Teil  
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 

 
 
 
  



Sitzung des Stadtrates der Stadt Nierstein vom 12.03.2026 

Seite 5 

 

 

Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Einwohnerfragestunde  

 
Keine Anfragen 
 
 
 
 
2. Beratung und Beschlussfassung zur Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für die 

Stadt Nierstein für das Haushaltsjahr 2026  
 
Der Tagesordnungspunkt wurde vor der Sitzung abgesetzt.  
 
 
 
 
3. Ergänzungswahlen zu den Gemeindeausschüssen  

(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0020)  
 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Herr Dr. Joachim Allmann ist aus der Fraktion WG NEU sowie der Wählergruppe NEU selbst 
ausgetreten und hat seine stellvertretenden Ausschussmitgliedschaften im Haupt- und 
Finanzausschuss, im Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung, im 
Rechnungsprüfungsausschuss sowie im Verkehrsausschuss niedergelegt. 
Die Vorschläge für die Nachbesetzungen erfolgen durch die WG NEU. 
 
Durch den Austritt ergibt sich keine Änderung des Stärkeverhältnisses nach § 45 Abs. 3 
GemO.  
 
 
Weiter hat Frau Sophie Mohr-Allmann ihre stellvertretende Mitgliedschaft im Ausschuss für 
Soziales und Kultur niedergelegt. Auch hier erfolgt der Vorschlag für die Nachbesetzung durch 
die WG NEU. 
 
§ 44 Bildung von Ausschüssen 

(1) Der Gemeinderat kann für bestimmte Aufgabenbereiche zur Vorbereitung seiner 
Beschlüsse oder zur abschließenden Entscheidung Ausschüsse bilden. Die 
Ausschüsse setzen sich entweder nur aus Ratsmitgliedern oder aus 
Ratsmitgliedern und sonstigen wählbaren Bürgern der Gemeinde zusammen; 
mindestens die Hälfte der Mitglieder eines Ausschusses soll jedoch Ratsmitglied 
sein. Personen, deren Amt nach den Bestimmungen dieses Gesetzes oder 
des Kommunalwahlgesetzes mit dem Amt eines Mitglieds des Gemeinderats 
nicht vereinbar ist, können einem Ausschuss nicht angehören. 

(2) Der Gemeinderat bestimmt das Nähere über die Zahl, die Aufgaben und die 
Bezeichnung der Ausschüsse sowie die Mitgliederzahl und die Zahl der sonstigen 
wählbaren Bürger der Gemeinde in den einzelnen Ausschüssen. Diese 
Bestimmungen  können auch durch die Hauptsatzung getroffen werden. 
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Anmerkung der Verwaltung: 
Bei der Wahl der Stellvertreter ist darauf zu achten, dass nur Ratsmitglieder, 
 Ratsmitglieder vertreten können und nur sonstige wählbare Bürger durch solche 
 vertreten werden können. Ratsmitglieder werden grundsätzlich nicht als sonstige 
wählbare Bürger gezählt. 

 
§ 45 Mitgliedschaft in den Ausschüssen 

(1) Die Mitglieder der Ausschüsse und ihre Stellvertreter werden auf Grund von 
Vorschlägen der im Gemeinderat vertretenen politischen Gruppen (Ratsmitglieder 
oder Gruppe von Ratsmitgliedern) gewählt. Wird nur ein Wahlvorschlag gemacht, 
so  ist hierüber abzustimmen; die vorgeschlagenen Personen sind gewählt, wenn 
die  Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats dem 
Wahlvorschlag zustimmt. Werden mehrere Wahlvorschläge gemacht, so werden 
die  Ausschussmitglieder nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 
gewählt; für die  Zuteilung der Sitze gilt § 41 Abs. 1 und 2 des 
Kommunalwahlgesetzes entsprechend. Ersatzleute werden auf Vorschlag der 
politischen Gruppe, von der das ausgeschiedene Ausschussmitglied 
vorgeschlagen worden war, durch Mehrheitswahl gewählt.  

(2) Wird kein Wahlvorschlag gemacht, so werden die Ausschussmitglieder nach den 
Grundsätzen der Mehrheitswahl (§ 33 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes) 
gewählt. 

(3) Ändert sich das Stärkeverhältnis der im Gemeinderat vertretenen politischen 
Gruppen, so sind die Ausschussmitglieder gemäß Absatz 1 neu zu wählen, wenn 
sich auf Grund des neuen Stärkeverhältnisses eine andere Verteilung der 
Ausschusssitze ergeben würde. 

 
Haupt- und Finanzausschuss 

WG NEU Mitglied 1. Vertretung 2. Vertretung 

 Rieß, Sabine Gehring, Thomas Allmann, Dr. Joachim 

 
Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung 

WG NEU Mitglied 1. Vertretung 2. Vertretung 

 Falk, Peter Gärtner, Uwe Allmann, Dr. Joachim 

 
Rechnungsprüfungsausschuss 

WG NEU Mitglied 1. Vertretung 2. Vertretung 

 Gehring, Thomas Rieß, Sabine Allmann, Dr. Joachim 

 
Verkehrsausschuss 

WG NEU Mitglied 1. Vertretung 2. Vertretung 

 Rieß, Sabine Allmann, Dr. Joachim Gehring, Thomas 

 
Ausschuss für Soziales und Kultur 

WG NEU Mitglied 1. Vertretung 2. Vertretung 

 Schönig, Inge Mohr-Allmann, Sophie Rieß, Sabine 
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Beschlussvorschlag: 
 

1) Der Stadtrat beschließt die Wahl in offener Abstimmung vorzunehmen  
(§ 40 Abs. 5 GemO). 
 

2) Der Stadtrat wählt als 2. Vertretung für den sonstigen wählbaren Bürger Peter Falk im 
Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung, den sonstigen wählbaren Bürger Ingo 
Wagner 
 

3) Der Stadtrat wählt als 1. Vertretung für das Ratsmitglied Sabine Rieß im 
Verkehrsausschuss, das Ratsmitglied Thomas Gehring 
 

4) Der Stadtrat wählt als 1. Vertretung für die sonstige wählbare Bürgerin Inge Schönig 
im Ausschuss für Soziales und Kultur, die sonstige wählbare Bürgerin Ulrike Fell-Naab 
 

 
Bei Wahlen ruht das Stimmrecht der/des Vorsitzenden gem. § 36 Abs. 3 Nr. 1 GemO. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
 
Haupt- und Finanzausschuss 

WG NEU Mitglied 1. Vertretung 2. Vertretung 

 Rieß, Sabine Gehring, Thomas  

 
Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung 

WG NEU Mitglied 1. Vertretung 2. Vertretung 

 Falk, Peter Gärtner, Uwe Wagner, Ingo 

 
Rechnungsprüfungsausschuss 

WG NEU Mitglied 1. Vertretung 2. Vertretung 

 Gehring, Thomas Rieß, Sabine  

 
Verkehrsausschuss 

WG NEU Mitglied 1. Vertretung 2. Vertretung 

 Rieß, Sabine Gehring, Thomas  

 
Ausschuss für Soziales und Kultur 

WG NEU Mitglied 1. Vertretung 2. Vertretung 

 Schönig, Inge Fell-Naab, Ulrike Rieß, Sabine 

 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja 
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4. Beschluss über die Antragsstellung und Teilnahme am Förderantrag 
Interkommunale Zusammenarbeit - Beauftragung eines hydraulisch-ökologischen 
integrierten Gutachtens mit Ausbau-, Pflege- und Unterhaltungskonzept für die 
Gewässer III. Ordnung 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0025) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Auszug aus der Beschlussvorlage der Verbandsgemeinde Bodenheim: (s. Ö 4.2 auf 
https://sessionnet.owl-it.de/bodenheim/bi/si0057.asp?__ksinr=16491): 
Am 30.01.2026 ging bei der Verbandsgemeindeverwaltung (VGV) ein Antrag der im 
Verbandsgemeinderat vertretenen Fraktionen / Ratsmitglieder der CDU, FWG und FDP ein, 
der das Aufsetzen eines Projektes der interkommunalen Zusammenarbeit zur Erstellung eines 
hydraulisch-technisch und ökologisch integrierenden Gutachtens für die innerhalb der 
Verbandsgemeinde Bodenheim und Rhein-Selz liegenden Gewässer- und Grabensysteme 
beinhaltete. Da das Land RLP mit Schreiben vom 26.01.2026 die erste Vorlagefrist für 
Pilotanträge einschl. der sie stützenden Ratsbeschlüsse bei der ADD auf den 15.03.2026 
festgelegt hat, ist Eile geboten. Daher hat die VGV unmittelbar den hier vorgestellten 
Konzeptantrag entworfen. 
Gefördert werden modellhafte IKZ-Projekte, mit denen Kommunen tragfähige Strukturen 
aufbauen, Innovationen erproben und nachhaltige Lösungen entwickeln können. 
Bürgermeister Dr. Scheurer hat mit dem Ministerium des Innern und für Sport Rücksprache 
über die Eignung dieses IKZ-Antrages als Pilotantrag gehalten. Der IKZ Antrag ist derzeit der 
erste Antrag dieser Art in RLP und eignet sich aktuell zum Pilotantrag. Die VGV Bodenheim 
könnte mit ihren unterschiedlichen Zuständigkeiten für Unterhaltung und Pflege der natürlichen 
und künstlichen Gewässer III. Ordnung in fünf Ortsgemeinden und der Verbandsgemeinde 
auch alleine einen Antrag auf IKZ mit Erfüllung der Voraussetzungen von vier und mehr 
beteiligten Kommunen sowie vertikaler Zusammenarbeit stellen. Die Ortsgemeinden der 
Verbandsgemeinde Bodenheim müssen ihre Beteiligung bis zur Antragsfrist, spätestens bis 
zur Bewilligung, per Ratsbeschluss bekunden. Da dem Bürgermeister interkommunale 
Zusammenarbeit als Verwaltungsgrundsatz besonders wichtig ist, erläuterte Bürgermeister Dr. 
Scheurer dem Bürgermeister der Verbandsgemeinde Rhein-Selz, M. Groth, das Vorhaben und 
stieß dort auf Interesse. Es bedarf allerdings auch in der Verbandsgemeinde Rhein-Selz noch 
der Entscheidungen der zuständigen Gremien. 
 
Nach Landeswassergesetz ist die Verbandsgemeinde für Ausbau und Unterhaltung nur der 
natürlichen Gewässer III. Ordnung zuständig. Für künstliche Gewässer III. Ordnung sind die 
Eigentümer bzw. die zur Nutzung der Ufergrundstücke Berechtigten unterhaltungspflichtig. 
Insbesondere beim Schutz von Ortslagen vor Starkregen und Hochwasser stellen die 
künstlichen Gewässer III. Ordnung auch gemarkungsübergreifend einen zentralen Bestandteil 
moderner Hochwasser- und Starkregenschutzkonzepte dar. 
Zu den regelmäßigen Ansprüchen an die Sicherheit ableitender wasserführender Systeme 
gehören neben der reinen Gewässerinstandhaltung auch mögliche Erweiterungen des 
Gewässersystems um Retentionsflächen im Rahmen vermehrt auftretender Trockenperioden 
und berechtigte ökologische Anforderungen. 
 
Eine ökologisch sinnvolle Bearbeitung der hydraulisch funktionsfähigen Systeme kann 
durchaus neben dem Erhalt der biologischen Vielfalt auch erosionshemmende Funktionen 
übernehmen. 
 
Kommunen stehen hierbei vor der Herausforderung, wirksame Schutzmaßnahmen 
bereitzustellen und gleichzeitig wirtschaftlich sowie ressourcenschonend zu handeln. Deshalb 
beantragt die Verbandsgemeinde Bodenheim als federführende Gebietskörperschaft nach 
Absprache mit den Ortsgemeinden, der Verbandsgemeinde Rhein-Selz die Förderung eines 

https://sessionnet.owl-it.de/bodenheim/bi/si0057.asp?__ksinr=16491
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gemeinsamen Gutachtens für ein hydraulisch-technisches und ökologisch-integrierendes 
Konzept zur Gewässer- und Grabenausbau/-pflege bis 15.03.2026. 
Die interkommunale Zusammenarbeit erfolgt auf Grundlage der kommunalrechtlichen 
Bestimmungen des Landes Rheinland-Pfalz, insbesondere: 

• § 1 und § 12 Landesgesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KomZG) Rheinland-
Pfalz 

• § 67 Gemeindeordnung (GemO) Rheinland-Pfalz sowie 

• haushaltsrechtlicher Vorschriften zur wirtschaftlichen und sparsamen 
Mittelverwendung. 

 
Die Beschlüsse sind bis zur Antragstellung, spätestens aber bis zur Bewilligung, vorzulegen. 
Die rechtlichen Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit sowie die Regelungen zur 
Kostenverteilung und Kostenabwicklung werden innerhalb der ersten sechs Monate nach 
Bewilligung in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen allen Gebietskörperschaften 
geschlossen, die durch Ratsbeschluss ihre Beteiligung bekunden. Ein Vertragsentwurf ist 
dieser Beschlussvorlage als Anlage beigefügt. Der Abschluss dieser Vereinbarung ist der 
Bewilligungsbehörde gegenüber unverzüglich anzuzeigen. 
 
Mit dem beantragten Vorhaben verfolgen die beiden gewässerunterhaltungspflichtigen 
Verbandsgemeinden Bodenheim und Rhein-Selz sowie ihre Ortsgemeinden einen 
präventiven, integrierten und zukunftsorientierten Ansatz, der Hochwasserschutz, 
Starkregenvorsorge, ökologische Gewässerunterhaltung und -entwicklung und 
interkommunale Zusammenarbeit miteinander verbindet. 
In der Verbandsgemeinde Rhein-Selz erstreckt sich ein rund 112 km langes Gewässer- und 
Grabensystem, aus künstlichen und natürlichen Gewässern III. Ordnung. Dieses System erfüllt 
eine zentrale Funktion für 

- den schadlosen Abfluss von Niederschlags- und Oberflächenwasser, 
- den zunehmenden Anspruch zum Schutz der Ortslagen vor Überflutung infolge von 

Starkregenereignissen, 
- die Ableitung und Retention von Wasser im Übergang zwischen Siedlungs-, 

Weinbergs- und Landschaftsräumen, 
- die Lebensgrundlage für Süßwasserorganismen und 
- den natürlichen Klimaschutz und die Klimaanpassung. 

 
Zunehmende Starkregenereignisse, veränderte Abflussregime sowie historische 
Ausbaustandards führen jedoch dazu, dass die hydraulische Leistungsfähigkeit und 
ökologische Funktionalität des Systems nicht mehr flächendeckend den heutigen 
Anforderungen entsprechen. 
 
Ziel des beantragten Vorhabens ist die Erstellung eines hydraulisch-technisch und ökologisch 
integrierten Gutachtens, das 

- eine hydraulisch einwandfreie Abflusssituation im gesamten Grabensystem 
gewährleistet, 

- bestehende hydraulische Engstellen, Fehlprofile und Rückstaupotenziale identifiziert, 
- konzeptionelle, umsetzungsorientierte Lösungen für Ausbau, Rückbau oder 

Umgestaltung ableitet. 
Gleichzeitig soll das Gutachten eine ökologisch ausgerichtete Pflege- und 
Entwicklungskonzeption beinhalten, die 

- den Artenschutz, insbesondere für Insekten, Amphibien und Niederungsarten 
berücksichtigt, 

- eine Ausmagerung der Böden zur Förderung standortgerechter Vegetation ermöglicht, 
- Pflegeintervalle und -methoden fachlich fundiert definiert. 
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Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Stärkung der Wasserretentionsfähigkeit der gesamten 
Gewässer- und Grabensysteme, insbesondere durch eine 

- temporäre Rückhaltewirkung in Gräben und Gewässern, 
- naturnahe Profilgestaltung, 
- verzögerte Abflussbildung bei Starkregenereignissen und 
- Anzahl von Renaturierungsmaßnahmen. 

 
Das Vorhaben wird interkommunal getragen, da das Grabensystem Gemeindegrenzen 
überschreitet und nur in einer gemeinsamen Betrachtung von Verbandsgemeinden und 
Ortsgemeinden sowie Gewässerzweckverband fachlich sinnvoll bewertet und entwickelt 
werden kann. 
 
Die enge Zusammenarbeit gewährleistet eine abgestimmte Umsetzung, nachhaltige 
Unterhaltung und langfristige Akzeptanz der Maßnahmen. 
Der Stadt entstehen durch die 100-%-ige IKZ-Förderung keine Kosten.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Stadtrat beschließt die Beteiligung der interkommunalen Zusammenarbeit zur 
Beauftragung eines hydraulisch-ökologischen integrierten Gutachtens mit Ausbau-, Pflege- 
und Unterhaltungskonzept für die Gewässer III. Ordnung im Rahmen des IKZ-
Förderprogrammes für die Verbandsgemeinde Bodenheim und die Verbandsgemeinde Rhein-
Selz mit den jeweils dazugehörigen Ortsgemeinden und Städten sowie den 
Gewässerzweckverband Flügelbach-Kinsbach.  
 
2. Der Stadtrat nimmt die Zusammenarbeit in der Beantragung zur Kenntnis und stimmt dem 
Abschluss der vorliegenden Vereinbarung (öffentlich-rechtlicher Vertragsmuster, s. Anlage) 
zur rechtlichen Regelung der Zusammenarbeit sowie des internen Mittelausgleichs zu und 
ermächtigt den Bürgermeister diese zu unterzeichnen.  
 
3. Der Stadtrat legitimiert die Verbandsgemeindeverwaltung Bodenheim, stellvertretend für 
den Kooperationsverbund Erklärungen etc. abgeben zu können und als zentrale 
Ansprechpartnerin für das Förderverfahren alle notwendigen Handlungen gegenüber der 
Bewilligungsbehörde (Antragstellung, Verwendungsnachweisführung etc.) vorzunehmen.  
 
4. Vorbehaltlich des Zustandekommens der unter Punkt 2 genannten Vereinbarung ermächtigt 
der Verbandsgemeinderat die Verbandsgemeindeverwaltung Bodenheim, im Rahmen dieser 
Kooperation die Leistung inkl. Vergabe im vergaberechtlich zulässigen Vergabeverfahren 
auszuschreiben und im Anschluss an die Angebotsprüfung nach vorheriger Abstimmung an 
den wirtschaftlichsten Bieter zu vergeben. 
 
Beratung: 
 
Herr Sander erläutert die Beschlussvorlage und beantwortet die Fragen der Räte. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja 
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5. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz/ 3. Änderung des 
Flächennutzungsplanes 2030 (Jordan's Untermühle);  
Frist: 13.03.2026 
Hier: Beteiligung der Gemeinden, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange an der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0013) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat in seiner Sitzung am 
12.04.2021 den Aufstellungsbeschluss zur 3. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 für 
den Bereich Jordan’s Untermühle in der Ortsgemeinde Köngernheim mit Begründung gefasst. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde 28.01.2026 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Ziel der Planung ist die Zukunftsfähigkeit des bestehenden Betriebes zu gewährleisten, 
bestehende Arbeitsplätze zu sichern und neue Arbeitsplätze zu schaffen, soll das bisher nicht 
mit einem Bebauungsplan überplante Teil des Hotels planungsrechtlich gesichert werden 
sowie eine Erweiterung des Hotelgeländes um eine Fläche für Ferienhäuser samt 
Wasserflächen und eine Fläche für ein Lagergebäude erweitert werden. Hierzu sollen der 
Nutzung entsprechende Sondergebietsflächen ausgewiesen werden. 
 
Die 3. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 wird im Parallelverfahren mit dem 
Bebauungsplan Jordan’s Untermühle – Nordteil der Ortsgemeinde Köngernheim durchgeführt. 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat in seiner Sitzung am 
04.12.2025 den Vorentwurf zur 3. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 gebilligt und die 
Verwaltung beauftragt die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
durchzuführen. 
 
Als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 wird mit Planvorentwurf und Begründung 
unterrichtet und um Abgabe einer Äußerung, auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB gebeten. 
 
Anlage:  Planteil mit Begründung  
  
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung empfiehlt / der Ortsbeirat 
Nierstein/Schwabsburg empfiehlt / der Stadtrat hat die Planunterlagen zum Bebauungsplan 
„Jordan’s Untermühle - Nordteil“ im Verfahren der frühzeitigen Unterrichtung (§ 4 Abs. 
1BauGB) zur Kenntnis genommen, sie beraten und fasst folgenden Beschluss.  
 
A)  
Der Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung empfiehlt / der Ortsbeirat 
Nierstein/Schwabsburg empfiehlt / der Stadtrat beschließt die Billigung des 
Bauleitplanvorentwurfes und seiner Anlagen in der vorliegenden Fassung. Belange des 
Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB 
werden nicht erhoben. 
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B) 
Der Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung empfiehlt / der Ortsbeirat 
Nierstein/Schwabsburg empfiehlt / der Stadtrat beschließt, folgende Anregungen, Hinweise 
und Bedenken vorzutragen. Nachfolgend aufgeführte Belange des Umweltschutzes im 
Rahmen der Erstellung des Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB sollen mit untersucht 
werden. 
(Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen).  
 
Beratung: 
 
Herr Krämer erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: A) einstimmig Ja 
 
 
 
 
6. Stadt Nierstein; Bauleitplanung der Ortsgemeinde Köngernheim; Bebauungsplan: 

Jordan's Untermühle - Nordteil 
Frist: 13.03.2026 
Hier: Beteiligung der Gemeinde, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange an der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0014) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Köngernheim hat in seiner Sitzung am 26.11.2025 den 
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan: „Jordan’s Untermühle - Nordteil“ mit Begründung 
und Umweltbericht gefasst. Der Aufstellungsbeschluss wurde 28.01.2026 gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB öffentlich bekannt gemacht. 
 
Ziel der Planung ist die Zukunftsfähigkeit des bestehenden Betriebes zu gewährleisten, 
bestehende Arbeitsplätze zu sichern und neue Arbeitsplätze zu schaffen, soll das bisher nicht 
mit einem Bebauungsplan überplante Teil des Hotels planungsrechtlich gesichert werden 
sowie eine Erweiterung des Hotelgeländes um eine Fläche für Ferienhäuser samt 
Wasserflächen und eine Fläche für ein Lagergebäude erweitert werden. Hierzu sollen der 
Nutzung entsprechende Sondergebietsflächen ausgewiesen werden. 
 
Der Bebauungsplan wird im Parallelverfahren mit der 3. Änderung des Flächennutzungsplan 
2030 durchgeführt. 
 
Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Köngernheim hat in seiner Sitzung am 26.11.2026 den 
Vorentwurf zum Bebauungsplan „Jordan’s Untermühle - Nordteil“ gebilligt und die Verwaltung 
beauftragt, die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB sowie der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 
Als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 wird mit Planvorentwurf und Begründung 
unterrichtet und um Abgabe einer Äußerung, auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB gebeten.  
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Anlage:  Planzeichnung mit Textl. Festsetzungen, Begründung und Faunistischer 
Untersuchung – Artenschutz  

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zum Bebauungsplan „Jordan’s Untermühle - Nordteil“ 
im Verfahren der frühzeitigen Unterrichtung (§ 4 Abs. 1BauGB) zur Kenntnis genommen, sie 
beraten und fasst folgenden Beschluss.  
 
A)  
Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanvorentwurfes und seiner Anlagen in 
der vorliegenden Fassung. Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des 
Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB werden nicht erhoben. 
 
B) 
Der Gemeinderat beschließt, folgende Anregungen, Hinweise und Bedenken vorzutragen. 
Nachfolgend aufgeführte Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des 
Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB sollen mit untersucht werden. 
(Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen).  
 
Beratung: 
 
Herr Krämer erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag: 
Abstimmungsergebnis A): einstimmig Ja  
 
 
 
 
7. Stadt Nierstein; Bebauungsplanverfahren "Ober dem langen Rech, 6. Änderung" 

Hier: Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB sowie zur frühzeitigen Unterrichtung der Behörden und Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0115) 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 

 

• Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und Träger öffentlicher 
Belange 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit dient dazu, die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende 
Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen, und 
die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu unterrichten; ihr ist Gelegenheit 
zur Äußerung und Erörterung zu geben.  

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt werden kann, sind entsprechend der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit über die Planung zu unterrichten und zur Äußerung auch im Hinblick auf den 
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 
aufzufordern. 
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• Anlass der Planung 

Im Rahmen der Umlegung des Baugebiets „Ober dem langen Rech“ wurden am östlichen 
Rand des Plangebiets Teile der nicht im Bebauungsplan enthalten Flurstücke mit in die 
Umlegung einbezogen, den Bauherrn der Anwesen Am Langen Rech 4 und 6 als Teil der 
Baugrundstücke verkauft und seither entsprechend genutzt. Mit der Aufstellung des 
Bebauungsplans „Ober dem langen Rech, 6. Änderung“ sollen die entsprechenden 
Grundstücksteile in den Geltungsbereich des Bebauungsplans einbezogen werden. 
Gleichzeitig sollen Nebenanlagen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
zugelassen werden. 

 

• wesentliche Inhalte des Vorentwurfs 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird auf die bisher nicht im Bebauungsplan 
enthaltenen Grundstücksteile ausgedehnt. 

Im Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung werden bauliche Nebenanlagen auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zugelassen. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden in begrenztem Maße entsprechend der 
tatsächlich vorhandenen Hauptgebäude angepasst. 

Die übrigen Festsetzungen des Vorgängerbebauungsplans werden inhaltlich übernommen 
und lediglich punktuell redaktionell angepasst. 

Die Kosten der Bebauungsplanänderung trägt einer der beiden betroffenen 
Grundstückseigentümer. Eine entsprechender Kostentragungsvertrag wurde bereits 
geschlossen. 

 

• Verringerung des Geltungsbereichs gegenüber dem Aufstellungsbeschluss von 
03.12.2024 

Von dem Planungsziel des Aufstellungsbeschlusses, die Zulässigkeit von Nebenanlagen 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche im übrigen Baugebiet „Ober dem Langen 
Rech“ in gleicher Weise zuzulassen, wurde im Rahmen der Erarbeitung des Vorentwurfs 
Abstand genommen.  

Bei der Aufstellung des Ursprungsbebauungsplans „Ober dem langen Rech“ wurde entlang 
des südwestlichen Randes des Plangebiets eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. Gemäß den 
textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan ist auf dieser Fläche das bereits vor 
Planungsbeginn vorhandene Feldgehölz unter Verwendung der Arten gemäß Pflanzliste zu 
entwickeln, dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Die Flächen wurden als gebietsinterne 
Ausgleichsflächen in die Eingriffsausgleichsberechnung des Ursprungsbebauungsplans 
seinbezogen. Bei näherer Betrachtung des Plangebiets zeigt sich jedoch, dass diese Flächen 
zum weit überwiegenden Teil nicht als naturnahes Feldgehölz entwickelt, sondern in die 
private Gartennutzung einbezogen wurden. Eine Bebauungsplanänderung, die das gesamte 
Baugebiet „Ober dem langen Rech“ einbezieht, müsste auch das sich aufdrängende Thema 
des nicht erbrachten gebietsinternen Ausgleichs lösen. Da die gebietsinternen 
Ausgleichsflächen auf den Anwesen Am Langen Rech 4 und 6 weitgehend entsprechend den 
Festsetzungen des Bebauungsplans entwickelt wurden, wird keine Notwendigkeit gesehen, 
diese beiden Themenfelder miteinander zu verknüpfen. Das Plangebiet des Bebauungsplans 
„Ober dem Langen Rech, 6. Änderung“ wird daher auf die beiden Anwesen begrenzt, die von 
der Abweichung zwischen Bebauungsplan und Umlegung betroffen sind. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat billigt den Vorentwurf des Bebauungsplans „Ober dem Langen Recht, 6. 
Änderung“, bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen und der 
Begründung zum Bebauungsplan in der Fassung vom 11.11.2025 und beauftragt die 
Verwaltung mit der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie 
mit der frühzeitigen Information der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 
1 BauGB. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag: 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich Ja, 2 Nein, 7 Enthaltungen 
 
 
 
 
8. Nierstein; Bauvoranfrage; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Spiegelbergstraße; Flur 14, Flurstück 470/1 und 704/1 
Fristende: 13.04.2026 
bauordnungsrechtliche Abweichung von der Festsetzung zur Dachform bei der 
Errichtung von 1 Tinyhaus als Ferienhaus zur Dauermiete 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0017) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung:  
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 13.04.2026.  
  
 
• Bauvoranfrage 
 
Gegenstand des Antrags auf Bauvorbescheid ist die Errichtung eines Tinyhauses. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung „Rossberg-West II – 6. BA einschl. 5 
Änderung“. 
 
• Befreiung von bauordnungsrechtlichen Festsetzungen 
Gegenstand des Antrages auf Befreiung von planungsrechtlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes „Rossberg-West II – 6. BA einschl. 5 Änderung“ ist die Errichtung eines 
Hauptgebäudes mit Pultdach mit 5° Neigung. 
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Gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplans „Rossberg-West II – 6. BA einschl. 5 
Änderung“ sind für Hauptgebäude ausschließlich symmetrisch geneigte Satteldächer mit einer 
durchgehenden Dachneigung von 23° - 45° und Pultdächer mit einer durchgehenden 
Dachneigung von 10° - 25° zulässig. Zur Erteilung eines positiven Bauvorbescheids ist daher 
eine Befreiung von der bauordnungsrechtlichen Festsetzung gemäß § 31 Abs. 2 BauGB 
erforderlich. 
Gemäß § 31 Abs. 2 BauGB kann von den Festsetzungen eines Bebauungsplans befreit 
werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, die Abweichung städtebaulich 
vertretbar ist und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit 
den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
Gemäß § 3 Abs. 3 BauGB kann mit Zustimmung der Gemeinde im Einzelfall oder in mehreren 
vergleichbaren Fällen von den Festsetzungen des Bebauungsplans zugunsten des 
Wohnungsbaus befreit werden, wenn die Befreiung auch unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.  
Aufgrund der geringen Grundfläche  und Höhe des geplanten Gebäudes und der damit 
begrenzten städtebaulichen Wirkung ist durch das beantragte Vorhaben selbst keine relevante 
städtebauliche Fehlentwicklung zu erwarten. Die Befreiung von der Festsetzung zur 
Dachgestaltung kann jedoch negative Vorbildwirkung für weitere Gebäude im umgebenden 
Wohngebiet haben.  
 
Eine Befreiung gemäß § 3 Abs 3 BauGB kommt im vorliegenden Fall nicht in Betracht, da die 
vorgesehene Nutzung als Ferienhaus nicht zum Wohnungsbau beiträgt. 
 
 
 
Gegen die Befreiung von den bauordnungsrechtlichen Festsetzungen bestehen aufgrund 
einer möglichen Vorbildwirkung für weitere Vorhaben Bedenken. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze ist im Fall eines auf die Bauvoranfrage folgenden 
Bauantrags nachzuweisen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zur Abweichung von der bauordnungsrechtlichen Festsetzung zur 
Dachform das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB.  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat VERSAGT das Einvernehmen zur Abweichung von der bauordnungsrechtlichen 
Festsetzung zur Dachform gemäß §36 BauGB 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja - versagt 
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9. Nierstein; Bauantrag und Abweichen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften; 
Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Oberdorfstraße; Flur 1, Flurstück 255/1 
Fristende: 06.04.2026 
Abbruch Bestand und Neubau eines Doppelhauses (Doppelhaus 1 von 2) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0022) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 04.06.2026.  
  
• Bauantrag  
 
Gegenstand der Gesamtplanung ist der Abbruch des Gebäudebestandes und Ersatz durch 
eine Gesamtplanung aus einem Mehrfamilienhaus mit 3 Wohnungen und zwei 
Doppelhäusern.  
Der vorliegende Bauantrag umfasst nur das südliche der beiden Doppelhäuser. 
 

• Planungsrechtliche Zulässigkeit 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend dem beigefügten Nachweis in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein. Die Erschließung ist durch die angrenzende Oberdorfstraße gesichert. 
 

• Befreiung von bauordnungsrechtlichen Festsetzungen gemäß § 31 Abs. 2 
BauGB  

Das Vorhaben befindet sich im innerhalb der Zone I der Gestaltungssatzung der Stadt 
Nierstein. 

Von den bauordnungsrechtlichen Anforderrungen der Gestaltungssatzung werden folgende 
Abweichungen beantragt: 

- Gemäß § 8a Absatz 2.2 der Gestaltungssatzung sind zur Erhaltung der Dachlandschaft 
Dächer mit einer Dachneigung von mindestens 40° auszuführen. 

Für die Gauben ist eine deutlich flachere Dachneigung von 10° vorgesehen. 
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- Gemäß § 8 Absatz 4.4 der Gestaltungssatzung darf die Summe der Gaben in der Breite 
1/3 der Gebäudelängen nicht überschreiten. 

Die der Straße abgewandte Gaube weist eine Breite von 5,2 m auf und überschreitet 
damit das zulässige Maß um 0,4 m. Gemäß der Aussage des Bauherrn ist diese Breite 
notwendig um im Schlafzimmer die Wohnraumqualität gemäß LBauO zu gewährleisten 
zu können. 

 

Gemäß § 31 Abs. 2 BauGB kann von den Festsetzungen eines Bebauungsplans bzw. der 
Gestaltungssatzung befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt werden 
und 

• Gründe des Wohls der Allgemeinheit, einschließlich der Wohnbedürfnisse der 
Bevölkerung, des Bedarfs zur Unterbringung von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden, 
des Bedarfs an Anlagen für soziale Zwecke und des Bedarfs an einem zügigen Ausbau 
der erneuerbaren Energien, die Befreiung erfordern oder 

• die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder 

• die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 
führen würde 

und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist. 

Gemäß § 31 Abs. 3 kann mit Zustimmung der Gemeinde im Einzelfall oder in mehreren 
vergleichbaren Fällen von den Festsetzungen des Bebauungsplans bzw. der 
Gestaltungssatzung zugunsten des Wohnungsbaus befreit werden, wenn die Befreiung auch 
unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

 

• Gestaltungssatzung / Stellungnahme Büro Deubert  
Das Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der Stadt Nierstein 
sowie im förmlich festgesetzten Sanierungsgebiet. 
Zum Bauantrag wurde daher beim betreuenden Planungsbüro Deubert eine Stellungnahme 
nach § 144 BauGB sowie zu den Regelungen der Gestaltungssatzung eingeholt. 
Wie das Büro Deubert darlegt, wurden bereits am 26.05.2025 und am 25.09.2025 
städtebauliche Stellungnahmen zu dem Vorhaben abgegeben. Seither wurde die Planung 
erneut überarbeitet und in wesentlichen Punkten an die Gestaltungssatzung der Stadt 
Nierstein angepasst. 
 
Hinsichtlich der Gauben wurden Abweichungsanträge gestellt.  
Gemäß der Einschätzung des Planungsbüro Deubert kann diesen Abweichungen unter 
Berücksichtigung der überarbeiteten Planung nun zugestimmt werden, da die grundsätzliche 
Dachform erhalten bleibt und sich die Dachaufbauten in ihrer Ausbildung und Wirkung in die 
ortsbildprägende Dachlandschaft einfügen.  
Die Fensterformate wurden entsprechend den Vorgaben des § 7 Abs. 1 der 
Gestaltungssatzung Zone I angepasst. Es werden nun stehende Fensterformate verwendet; 
großflächige zusammenhängende Glasflächen wurden vermieden bzw. durch eine 
angemessene Gliederung ersetzt. Damit wird dem historischen Umfeld und der 
Fassadentypologie des Stadtkerns Rechnung getragen. 
Zusammenfassend stellt das Büro Deubert fest, dass die zuvor beanstandeten Punkte durch 
die Überarbeitung der Planung ausgeräumt wurden. Die geplanten Doppelhäuser sind nun mit 
den Vorgaben der Gestaltungssatzung Zone I vereinbar und fügt sich in Maßstab, Kubatur und 
Gestaltung in den sensiblen historischen Stadtkern ein. 
Seitens des Planungsbüro Deubert wird dem Bauausschuss/Stadtrat empfohlen dem 
Bauantrag i.S. des § 144 BauGB zuzustimmen. 
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Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss/Stadtrat erteilt zum vorliegenden Bauantrag sowie zu den beantragten 
Befreiungen von bauaufsichtsrechtlichen Anforderungen das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB und die Genehmigung gemäß § 144 BauGB.  
 
Beratung: 
 
Für die Dauer der Beratung und Beschlussfassung rückt Bürgermeister Schmitt vom Ratstisch 
ab.  
 
Herr Krämer übernimmt den Vorsitz und erläutert die Beschlussvorlagen. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag: 
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja, 1 Enthaltung 
 
 
 
 
10. Nierstein; Bauantrag und Abweichen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften; 

Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Oberdorfstraße; Flur 1, Flurstück 255/1 
Fristende: 06.04.2026 
Abbruch Bestand und Neubau eines Doppelhauses (Doppelhaus 2 von 2) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0023) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 04.06.2026.  
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• Bauantrag  
Gegenstand der Gesamtplanung ist der Abbruch des Gebäudebestandes und Ersatz durch 
eine Gesamtplanung aus einem Mehrfamilienhaus mit 3 Wohnungen und zwei 
Doppelhäusern.  
Der vorliegende Bauantrag umfasst nur das nördliche der beiden Doppelhäuser . 
 

• Planungsrechtliche Zulässigkeit 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend dem beigefügten Nachweis in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein. Die Erschließung ist durch die angrenzende Oberdorfstraße gesichert. 
 

• Befreiung von bauordnungsrechtlichen Festsetzungen gemäß § 31 Abs. 2 BauGB  

Das Vorhaben befindet sich im innerhalb der Zone I der Gestaltungssatzung der Stadt 
Nierstein. 

Von den bauordnungsrechtlichen Anforderrungen der Gestaltungssatzung werden folgende 
Abweichungen beantragt: 

- Gemäß § 8a Absatz 2.2 der Gestaltungssatzung sind zur Erhaltung der Dachlandschaft 
Dächer mit einer Dachneigung von mindestens 40° auszuführen. 

Für die Gauben ist eine deutlich flachere Dachneigung von 10° vorgesehen. 

 

- Gemäß § 8 Absatz 4.4 der Gestaltungssatzung darf die Summe der Gaben in der Breite 
1/3 der Gebäudelängen nicht überschreiten. 

Die der Straße abgewandte Gaube weist eine Breite von 5,2 m auf und überschreitet 
damit das zulässige Maß um 0,4 m. Gemäß der Aussage des Bauherrn ist diese Breite 
notwendig um im Schlafzimmer die Wohnraumqualität gemäß LBauO zu gewährleisten 
zu können. 

 

Gemäß § 31 Abs. 2 BauGB kann von den Festsetzungen eines Bebauungsplans bzw. der 
Gestaltungssatzung befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt werden 
und 

• Gründe des Wohls der Allgemeinheit, einschließlich der Wohnbedürfnisse der 
Bevölkerung, des Bedarfs zur Unterbringung von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden, 
des Bedarfs an Anlagen für soziale Zwecke und des Bedarfs an einem zügigen Ausbau 
der erneuerbaren Energien, die Befreiung erfordern oder 

• die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder 

• die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 
führen würde 

und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist. 

Gemäß § 31 Abs. 3 kann mit Zustimmung der Gemeinde im Einzelfall oder in mehreren 
vergleichbaren Fällen von den Festsetzungen des Bebauungsplans bzw. der 
Gestaltungssatzung zugunsten des Wohnungsbaus befreit werden, wenn die Befreiung auch 
unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
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• Gestaltungssatzung / Stellungnahme Büro Deubert  
Das Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der Stadt Nierstein 
sowie im förmlich festgesetzten Sanierungsgebiet. 
Zum Bauantrag wurde daher beim betreuenden Planungsbüro Deubert eine Stellungnahme 
nach § 144 BauGB sowie zu den Regelungen der Gestaltungssatzung eingeholt. 
Wie das Büro Deubert darlegt, wurden bereits am 26.05.2025 und am 25.09.2025 
städtebauliche Stellungnahmen zu dem Vorhaben abgegeben. Seither wurde die Planung 
erneut überarbeitet und in wesentlichen Punkten an die Gestaltungssatzung der Stadt 
Nierstein angepasst. 
 
Hinsichtlich der Gauben wurden Abweichungsanträge gestellt.  
Gemäß der Einschätzung des Planungsbüro Deubert kann diesen Abweichungen unter 
Berücksichtigung der überarbeiteten Planung nun zugestimmt werden, da die grundsätzliche 
Dachform erhalten bleibt und sich die Dachaufbauten in ihrer Ausbildung und Wirkung in die 
ortsbildprägende Dachlandschaft einfügen.  
Die Fensterformate wurden entsprechend den Vorgaben des § 7 Abs. 1 der 
Gestaltungssatzung Zone I angepasst. Es werden nun stehende Fensterformate verwendet; 
großflächige zusammenhängende Glasflächen wurden vermieden bzw. durch eine 
angemessene Gliederung ersetzt. Damit wird dem historischen Umfeld und der 
Fassadentypologie des Stadtkerns Rechnung getragen. 
Zusammenfassend stellt das Büro Deubert fest, dass die zuvor beanstandeten Punkte durch 
die Überarbeitung der Planung ausgeräumt wurden. Die geplanten Doppelhäuser sind nun mit 
den Vorgaben der Gestaltungssatzung Zone I vereinbar und fügt sich in Maßstab, Kubatur und 
Gestaltung in den sensiblen historischen Stadtkern ein. 
Seitens des Planungsbüro Deubert wird dem Bauausschuss / Stadtrat empfohlen dem 
Bauantrag i.S. des § 144 BauGB zuzustimmen. 
 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss / Stadtrat erteilt zum vorliegenden Bauantrag sowie zu den beantragten 
Befreiungen von bauaufsichtsrechtlichen Anforderungen das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB und die Genehmigung gemäß § 144 BauGB.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja, 1 Enthaltung 
 
 
Bürgermeister Schmitt kehrt an den Ratstisch zurück und übernimmt den Vorsitz 
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11. Städtebauförderung Nierstein; hier: Beschlussfassung über das Honorarangebot 
für den Stadtpark Nierstein LPH 6 - 9 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0019) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Rahmen der laufenden Stadtsanierung beabsichtigt die Stadt Nierstein, den Stadtpark 
grundlegend zu sanieren und gestalterisch sowie funktional aufzuwerten. Die Maßnahme ist 
Bestandteil des förmlich festgelegten Sanierungsgebiets und in das 
Städtebauförderprogramm aufgenommen. Die Ausführungsplanung wurde bereits mit der 
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Rheinland-Pfalz abgestimmt und förderrechtlich 
bewilligt. Damit liegen die Voraussetzungen für den Eintritt in die Ausführungsphase vor. 
Auf Grundlage der vorliegenden Ausführungsplanung sowie der aktuellen Kostenschätzung 
hat das Planungsbüro Deubert &Partner ein Honorarangebot für die noch ausstehenden 
Leistungen vorgelegt. Die anrechenbaren Kosten belaufen sich gemäß Kostenschätzung auf 
905.245,00 € netto. 
Nach fachlicher und rechtlicher Prüfung wäre die Maßnahme gemäß § 35 HOAI 2021 in 
Verbindung mit Anlage 11 (Objektplanung Freianlagen) grundsätzlich der Honorarzone IV 
zuzuordnen. Dies ist insbesondere begründet durch die Lage im denkmalgeschützten Umfeld, 
die erhöhten gestalterischen Anforderungen, den zusätzlichen Abstimmungsbedarf mit der 
Denkmalpflege und weiteren Fachstellen sowie die anspruchsvolle Einbindung in den 
Bestand. Unabhängig hiervon legt das Planungsbüro Deubert und Partner seinem Angebot 
die Honorarzone III zum Basishonorarsatz zugrunde und verzichtet ausdrücklich auf einen 
Zuschlag für Bauen im Bestand. Das Angebot ist damit gegenüber der fachlich möglichen 
Einstufung wirtschaftlich günstiger kalkuliert. 
 
Das Angebot des Planungsbüros Deubert und Partner umfasst folgende Leistungen gemäß § 
35 HOAI (Objektplanung Freianlagen): 

• Leistungsphase 6 – Vorbereitung der Vergabe 
• Leistungsphase 7 – Mitwirkung bei der Vergabe 
• Leistungsphase 8 – Objektüberwachung 

Hierfür wird ein Gesamthonorar in Höhe von 66.238,41 € brutto angeboten. 
 
Zusätzlich bietet das Büro die Leistungsphase 9 (Objektbetreuung) separat an. Diese wird 
pauschal mit 5.000,00 € netto zuzüglich 6 % Nebenkosten sowie 19 % Mehrwertsteuer 
berechnet. Daraus ergibt sich ein Bruttobetrag in Höhe von 6.307,00 €. 
Bei Beauftragung der Leistungsphasen 6 bis 9 ergibt sich somit ein Gesamthonorar in Höhe 
von 72.545,41 € brutto. 
Die Planungsleistungen sind im Rahmen der Städtebauförderung zuwendungsfähig. Für die 
Stadt Nierstein gilt ein Fördersatz von 70 %. Bezogen auf das Gesamthonorar der 
Leistungsphasen 6 bis 9 in Höhe von 72.545,41 € brutto ergibt sich eine voraussichtliche 
Förderhöhe von 50.781,79 € sowie ein städtischer Eigenanteil von 21.763,62 €. Die endgültige 
Festsetzung erfolgt im Rahmen der Mittelanforderung und Abrechnung durch die ADD. 
Der Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung hat die Angelegenheit in seiner Sitzung 
beraten und beschlossen, dem Stadtrat zu empfehlen, das Angebot des Planungsbüros 
Deubert und Partner einschließlich der Leistungsphase 9 anzunehmen. 
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Beschlussvorschlag: 
 

1.  Der Rat der Stadt Nierstein beschließt die Planungsleistungen (Leistungsphase 6 bis 
9) im Rahmen der Stadtsanierung umzusetzen. 

2.  Die Planungsleistung der Leistungsphasen 6 bis 9 der Sanierung des Stadtparkes wird 
an das Planungsbüro Deubert & Partner mit einem Gesamthonorar in Höhe von 
72.545,41 € brutto vergeben. 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 043/51137-096100-105-10 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja  
 
 
 
 
12. Lieferung und Montage einer Calisthenicsanlage auf dem Mehrgenerationenplatz 

in Schwabsburg 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0018) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Stadt Nierstein plant im Schwabsburger Ried zwischen dem Kleinspielfeld und dem 
Gaststättenbetrieb „Heisje“ einen Mehrgenerationenplatz anzulegen. 
 
Dort soll als erstes Gerät eine Calisthenics-Anlage angeschafft werden. 
 
Im letzten Sozialausschuss im Oktober 2025 hat der Sozialausschuss durch Mitberatung der 
VG Jugendvertretung der Beschaffung einer Calisthenics-Anlage dem Grunde nach bereits 
zugestimmt. Genau diese, seinerzeit im Ausschuss vorgestellte Calisthenics-Anlage, soll nun 
auch beschafft werden.  
Eine vergleichbare Anlage steht bereits in einer rheinhessischen Nachbargemeinde und 
erfährt breite Akzeptanz.  
Die Anlage ist ein zentrales großes multifunktionales Außensportgerät, dass als zentraler, 
generationsübergreifender Treffpunkt zur sportlichen Ertüchtigung und Muskelaufbau der 
Einwohner Niersteins und Schwabsburg dient.  
Erste Anregungen und Planungen haben ihren Ursprung in städtischen Gremien sowie im 
Ortsbeirat Schwabsburg in 2021 gehabt. 
Die Beschaffungskosten der Anlage betragen nach einem Angebot der Fa. Eibe 13.312,53 €. 
 
Weiterhin entstehen Kosten für Fundamentierung, Montage sowie den notwendigen Fallschutz 
(Sand oder Holzhackschnitzel). Das Setzen des Fundamentes sowie das Anschütten von 
mehreren Kubikmeter Sand/Holzhackschnitzel könnte der Bauhof in Eigenregie durchführen. 
Die zusätzlichen Materialkosten in Höhe von ca. 6.500,- € hierfür sollten den gesetzten 
Kostenrahmen in der Haushaltsstelle von 20.000,00 Euro nicht übersteigen. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss möge daher beschließen, den Auftrag zur Lieferung einer 
Calisthenics-Anlage an die Fa. Eibe zum Gesamtbruttopreis von 13.312,53 € zu vergeben. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Nierstein beschließt die Anschaffung einer 
Calisthenics-Anlage für den zu planenden Mehrgenerationenplatz in Schwabsburg. 
Die Beschaffungskosten belaufen sich nach einem Angebot der Fa. Eibe auf 13.312,53 €. 
Zusätzlich entstehen Kosten für Fundamentierung, Montage und Fallschutz von ca. 6.500,- €. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 043/42410-096100-125-12 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 40.000,- € € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Herr Sander erläutert die Maßnahme und beantwortet die Fragen der Räte.  
Die Anschaffung wurde abschließend im Haupt- und Finanzausschuss beschlossen.  
 
 
 
 
13. Beteiligung an der Kommunalen Energie Rhein-Selz AöR (KERS) 

hier: Umlage für die Kosten der Betriebsführung 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0012) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Verwaltungsrat der KERS hat am 18.09.2025 den Wirtschaftsplan für das Jahr 2025 
beschlossen. 
 
In dem Wirtschaftsplan ist festgesetzt, dass die darin bereit gestellten Ausgabenansätze durch 
die Zahlung einer Betriebskostenumlage der Beteiligten Kommunen gedeckt werden. 
 
Da die KERS sich derzeit noch in einer Phase befindet in der noch keine anderen 
Geschäftseinnahmen aus Beteiligungen o.ä. zur Verfügung stehen, besteht keine andere 
Möglichkeit der Finanzierung. 
 
Die Festsetzung der Umlage erfolgt gem. § 3 Abs. II der Satzung der KERS.  
 
Bei den Aufwendungen handelt es sich ausschließlich um Verwaltungs-/Betriebskosten. 
 
Da in den Haushaltsplänen für das Jahr 2025 der beteiligten Kommunen in der VG Rhein-Selz 
bisher keine Umlagezahlungen eingeplant waren, ist die Zustimmung gem. $ 100 GemO 
erforderlich. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat erteilt die Zustimmung zur Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe  
gem. § 100 GemO für die Zahlung der Betriebskostenumlage an die KERS für das Jahr 2025 
in Höhe von 2.000,00 € 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 61150.541450 

 
 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 

GemO in Höhe von : 2.000,00 € wird erteilt. 
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Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja  
 
 
 
 
14. Sitzungsgelder 

Zustimmung zu überplanmäßigen Ausgaben nach § 100 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0005) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Aufgrund einer Vielzahl von ungeplanten Sitzungen sind die Haushaltsmittel auf der 
Buchungsstelle 043/11140-501400 erschöpft. 
Für die Sitzungen im November und Dezember 2025 ist mit Sitzungsgeldern i.H.v. 6.500,00€ 
zu rechnen. Diese Mittel müssen als überplanmäßige Ausgaben auf der Buchungsstelle 
043/11140-501400 freigegeben werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat stimmt der Leistung von überplanmäßigen Ausgaben bis zu einer Höhe von 
6.500,00 € zu.  
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 043/11140-501400 

 
 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 

GemO in Höhe von : 6.500,00 € wird erteilt. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja  
 
 
 
 
15. Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen gemäß 

§ 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0021) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gemäß § 94 Abs. 3 GemO sind Einwerbungen, Annahme oder Vermittlung von 
Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen von / an Dritte nur 
zur Erfüllung von freien Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung 
nach § 2 Abs. 1 GemO zulässig.  
 
Ausnahmen hiervon sind: 
 

• Aufgaben im Rahmen der Eingriffsverwaltung 

• Bei bösem Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung von 
Verwaltungsaufgaben. 
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Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren 
zu wahren. Einwerbung und Entgegennahme von Angeboten einer Zuwendung dürfen nur 
durch den Bürgermeister oder einen Beigeordneten vorgenommen werden. Das Angebot einer 
Zuwendung ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder 
Vermittlung eines Angebotes einer Zuwendung entscheidet der Gemeinderat oder ein 
zuständiger Ausschuss. Dem Gemeinderat bzw. dem zuständigen Ausschuss und der 
Aufsichtsbehörde sind sämtliche für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen offen zu 
legen. Hierzu gehört insbesondere ein anderweitiges Beziehungsverhältnis zwischen der 
Gemeinde und dem Geber. Die für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen sind in 
geeigneter Weise zu dokumentieren und vorzuhalten.  
 
Diese Entscheidung ist nach § 93 Abs. 3 GemO in öffentlicher Sitzung zu behandeln.  
 
Hat ein Zuwendungsgeber aus berechtigtem Interesse um vertrauliche Behandlung seines 
Namens gebeten, kann die Annahme dieser Zuwendung in nichtöffentlicher Sitzung 
beschlossen werden. Im Zweifel ist aber anzuraten, auf die Annahme einer solchen Spende 
eher zu verzichten.  
 
Zuwendungen eines Zuwendungsgebers die im Haushaltsjahr 100,00 € in der Summe nicht 
überschreiten unterliegen nicht den Verfahrensbestimmungen nach § 94 Abs. 3 Satz 4 
Halbsatz 2 und Satz 5 GemO. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt der Annahme nachfolgender angebotener 
Zuwendungen zu: 
 

Zuwendungsgeber 
 

Höhe der Zuwendungen in 
€ 

Zuwendungszweck 

Die Biermacher GmbH 500,00 € Spende Kultursommer 2025 

Rolf Schneider 20,00 € Spende Adventsmarkt 2025 

Harald Reichert 180,00 € Spende Gestaltung  
Stromkästen 

Horst & Heiderose Stumm 180,00 € Spende Gestaltung  
Stromkästen 

WEG Im Pfaffengarten 2, 
Nierstein 

180,00 € Spende Gestaltung  
Stromkästen 

Volksbank Alzey Worms eG 5.000,00 € Spende Kultursommer 2026 

   

   

   

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verliest die Beschlussvorlage. 
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Beschluss: 
 
Der Stadtrat stimmt der Annahme nachfolgender angebotener Zuwendungen zu: 
 

Zuwendungsgeber 
 

Höhe der Zuwendungen in 
€ 

Zuwendungszweck 

Die Biermacher GmbH 500,00 € Spende Kultursommer 2025 

Rolf Schneider 20,00 € Spende Adventsmarkt 2025 

Harald Reichert 180,00 € Spende Gestaltung  
Stromkästen 

Horst & Heiderose Stumm 180,00 € Spende Gestaltung  
Stromkästen 

WEG Im Pfaffengarten 2, 
Nierstein 

180,00 € Spende Gestaltung  
Stromkästen 

Volksbank Alzey Worms eG 5.000,00 € Spende Kultursommer 2026 

 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich Ja, 1 Nein  
 
 
 
 
16. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen  

 
 
16.1. Durchführung der Entsiegelung des Außenschachbretts in der Gevrey-Chambertin-

Anlage im Zuge des KfW-Förderprogramms "Natürlicher Klimaschutz in 
Kommunen" 
(Vorlagen-Nummer: 043/2026/0016) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Zuge des Förderprogramms 444 der KfW (Kreditanstalt für Wiederaufbau) „Natürlicher 
Klimaschutz in Kommunen“ wurde im Juli 2025 ein Antrag auf Fördergelder zur Entsiegelung 
des Außenschachbretts in der Gevrey-Chambertin-Anlage eingereicht. Die Bewilligung für 
eine Bezuschussung in Höhe von 5.600 € (80 % Förderung) wurde am 26.01.2026 von der 
KfW erteilt. Die förderfähigen Kosten von 7.000 € ergeben sich aus der Flächengröße (70 m²) 
und basieren auf dem Angebot der Firma Seip. Die Gesamtkosten der Maßnahme betragen 
gemäß Angebot 9.010,45 €.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Umwelt- und Klimaausschuss empfiehlt und der Hauptfinanzausschuss beschließt zur 
Durchführung der Entsiegelungsmaßnahme des Außenschachbretts in der Gevrey-
Chambertin-Anlage die Beauftragung der Firma Seip und die Annahme der bewilligten 
Fördermittel von der KfW in Höhe von 5.600 €. 
 

 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 9109,45 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Abschließender Beschluss der Durchführung im Fachausschuss; Herr Sander erläutert die 
Maßnahme. 
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17. Anträge der Fraktionen  

 
 
17.1. Antrag der NEU-Fraktion - Böllerverbot für die Stadt Nierstein / Schwabsburg  

 
Beratung: 
 
Frau Rieß verliest und erläutert den in Schriftform vorliegenden Antrag ihrer Fraktion vom 
26.02.2026, das Abschießen und Abbrennen von Feuerwerkskörpern der Kategorie  2/F2 über 
das bestehende Abbrennverbot hinaus auch am 31. Dezember 2026 und 01. Januar 2027 im 
Stadtgebiet und Gemarkung Nierstein und Schwabsburg zu verbieten. 
 
Beschluss: 
 
Verweis in den Umweltausschuss und/oder Ausschuss für Kultur und Soziales 
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja  
 
 
 
 
17.2. Antrag der NEU-Fraktion- Packstation in Schwabsburg  

 
Beratung: 
 
Frau Rieß verliest und erläutert den in Schriftform vorliegenden Antrag ihrer Fraktion vom 
26.02.2026, bei DHL eine zentral gelegene Packstation für Schwabsburg zu beantragen. Sie 
übergibt Ortsvorsteher Dr. Allmann eine dementspr. Infobroschüre. 
 
Der Vorsitzende macht auf eine dadurch entstehende  mögliche Schwächung der Post-Filiale 
aufmerksam. 
 
Beschluss: 
 
Verweis in den Ortsbeirat Schwabsburg  
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja  
 
 
 
 
17.3. Antrag der NEU-Fraktion - Ladesäulen für die Stadt Nierstein / Schwabsburg  

 
Beratung: 
 
Frau Rieß verliest und erläutert den in Schriftform vorliegenden Antrag ihrer Fraktion, die 
Verwaltung zu beauftragen, Verträge mit Ladesäulenanbietern abzuschließen. 
 
Herr Sander informiert über die VG-weiten Ausschreibungen. 
Der Vorsitzende schildert seine Bemühungen/Anfragen bei Supermärkten, Tankstellen, DB, 
etc. mit eher negativen Rückmeldungen. 
 
Herr Rosinus verliest und erläutert den Ergänzungsantrag seiner Fraktion und gibt diesen in 
Schriftform zu Protokoll – siehe Anlage 
 
Beschluss: 
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Antrag & Änderungsantrag der SPD-Fraktion werden zur Beratung und Umsetzung in den 
Fachausschuss verwiesen  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja 
 
 
 
 
17.4. Antrag der SPD-Fraktion - Zur Petition vom 04.06.2025  

 
Beratung: 
 
Herr Rosinus erläutert den in Schriftform vorliegenden Antrag seiner Fraktion vom 01.03.2026 
Der Vorsitzende berichtet von der Einholung dsbzgl. Rechtsauskünfte (Kosten ca. 7500 Euro). 
Eine Ablehnung (zu 1. im Antrag) ist rechtlich nicht möglich.  
 
Er verweist auf von der Stadt geleistete Erinnerungsarbeit u.a. durch 

- Beitritt „Demokratie gewinnt“ 
- Zusammenarbeit mit dem Geschichtsverein 
- „Nie wieder ´33“ 
- Kulturfeste, CSD, buntes Nierstein 
- etc. 

 
Beschluss: 
 
Die Vorformulierung eines dsbzgl. Statements des Stadtrates soll durch den Ältestenrat 
erfolgen und nach zustimmendem Stadtratsbeschluss veröffentlicht werden. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja  
 
 
 
 
18. Mitteilungen  

 

• Bzgl. des Antrages der CDU-Fraktion vom 20.02.2026 (siehe Anlage) / 
„Grundreinigung und regelmäßige Reinigung der Buswartehäuschen in Nierstein und 
Schwabsburg“ teilt der Vorsitzende mit, dass städtische Reinigungskräfte die 
Reinigung der Buswartehäuschen übernehmen werden. Die Buswartehäuschen sollen 
2x jährlich gereinigt werden.  

• Der diesjährige Dreck-Weg-Tag findet am kommenden Samstag von 10.oo – 12.3o 
Uhr statt. Anschließend lädt die Stadt zu einem Umtrunk ein. 

• Herr Engel informiert über die geplanten Kanalarbeiten, B9/Höhe Weingut Bunn für die 
eine Phasenampel angefragt wurde. Genaue Termine sind noch nicht bekannt 
(abhängig von Baufirma) 
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• Ab der kommenden Woche, so Herr Engel, ist das Anmeldeportal für den Naturnahen 
Kindergarten nutzbar 

• 21.04.2026, 11.oo Uhr Eröffnung E-Car-Sharing 

• 22.03.2026 Landtagswahlen 
 
 
 
 
19. Anfragen  

 

• Auf Anfrage von Frau Rieß erklärt der Vorsitzende, dass eine Nachfolgerin für die 
Bibliotheksleitung gefunden wurde. Frau Messer hat ihre Tätigkeit zum 01.03.2026 
aufgenommen und wird demnächst offiziell vorgestellt. 

• Bzgl. der mit roter Farbe übersprühten „Babbelbank“ wird, so der Vorsitzende, über 
Abschleifen oder evtl. Neukauf nachgedacht. Frau Braun macht den Vorschlag, ein 
Foto der Bank (urspr. Zustand) aufzustellen mit der Unterschrift: Vandalismus hat keine 
Chance, o.ä. 

• Es wird auf mangelhaft eingebaute Fahrradständer am Bahnhof aufmerksam gemacht.  

• Frau Braun äußert ihren Unmut hinsichtlich der „Knollenverteilung“ (Wartturm) an 
Senioren/mobilitätseingeschränkte Personen – die momentane Regelung müsse neu 
überdacht werden.  
Allgemeine Diskussion zur bestehenden Regelung. 

• Auf Bitte von Herrn Rosinus erläutert Herr Krämer die Vorgehensweise und Fristen 
bezgl. Städtebauförderung. 

 
 
 
 
Nach dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
 
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  

 
Der Vorsitzende stellt die Öffentlichkeit um 21.15 Uhr wieder her und informiert, dass im 
nichtöffentlichen Teil der Abschluss eines Erbbauvertrages beschlossen wurde. 
Er bedankt sich bei den Anwesenden und schließt die Sitzung. 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Der Vorsitzende Schriftführung  
    
    
Jochen Schmitt Peter Krämer Anke Garcia  
Stadtbürgermeister Dritter Beigeordneter   

 
 
 


